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Zusammenfassung
Die österreichische Verwaltung weist seit jeher ein hohes Maß an Politisierung auf. Ein noch gänzlich unerforschtes Phänomen in 
diesem Zusammenhang ist die Ernennung von (früheren) Mitgliedern der Ministerkabinette zu Sektionschef:innen (SCs) in den 
Bundesministerien. Daten zu allen Sektionsleitungen seit 1970 (N=547) zeigen, dass der Anteil der SCs mit Kabinettserfahrung 
zwischen 1970 und 2023 von etwa 10 auf rund 40 Prozent gestiegen ist. Im theoretischen Teil werden drei mögliche Erklärungen 
für diese Entwicklung vorgeschlagen: politische Expertise, Parteibindung und persönliche Bindung. Die Analyse zeigt, dass die 
Ernennungen eindeutig einer parteipolitischen Logik folgen: Während ein kleiner Teil der SCs mit Kabinettshintergrund von par-
teifremden Minister:innen ernannt wird, wird die große Mehrheit von Minister:innen der eigenen Partei nominiert. Nur in einer 
Minderheit der Fälle werden (ehemalige) Kabinettsmitarbeiter:innen von denselben Minister:innen ernannt, für die sie zuvor 
tätig waren. Die Politisierung von Sektionsleitungen über das Einfallstor Ministerkabinett gehorcht demnach einer parteipoliti-
schen Logik, weniger einer der persönlichen Beziehung oder der allgemeinen Nachfrage nach politischer Expertise.
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From ministerial cabinet to department head: The politicization of Austria's 
senior civil service 

Abstract 
Austria’s federal bureaucracy has long been characterized by a high degree of politicization. One largely overlooked aspect of  
this politicization is the appointment of (former) ministerial cabinet members to the influential position of department head 
(Sektionsleitung) within federal ministries. Using original data on all such appointments between 1970 and 2023 (N=547), this 
study shows that the share of department heads with cabinet experience has increased significantly—from roughly 10% in the 
1970s to around 40% in recent years. Theoretically, three potential drivers of this trend are proposed: political expertise, party 
affiliation, and personal loyalty. Empirically, the findings point clearly toward a partisan logic. While a few department heads with 
cabinet experience are appointed by ministers from outside their own party, the vast majority are nominated by ministers from 
the same party. Only a minority are reappointed by the very ministers they once served. Thus, the politicization of department 
heads through cabinet recruitment primarily reflects partisan considerations, rather than personal ties or functional demands for 
political expertise.
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1. 	 Einleitung

Unter der Politisierung der Verwaltung versteht man 
das Heranziehen politischer anstatt leistungsbezogener 
Kriterien für die Auswahl und Beförderung von öffent-
lich Bediensteten (Peters/Pierre 2004, 2). Politisierung 
kann ein Instrument der effektiven – und demokratisch 
legitimierten – politischen Steuerung darstellen (Flin-
ders/Matthews 2010), wodurch die Responsivität von 
Verwaltungsapparaten gegenüber der politischen Ebene 
erhöht und die Handlungsfähigkeit von Regierenden ge-
stärkt wird (West 2005). So kann etwa policy-relevantes 
Wissen strategisch zum Einsatz gebracht werden (Bör-
ang et al. 2018). Gleichzeitig geht Politisierung in der 
Verwaltung mit Risiken für das wertneutrale Agieren 
staatlicher Behörden, für die kompetente Erzeugung 
und Vollziehung von Rechtsakten und nicht zuletzt für 
das öffentliche Vertrauen in Politik und Verwaltung ein-
her (Peters/Pierre 2004, 8–9).

Um die negativen Folgen von Politisierung einzu-
dämmen, ohne die positiven zu eliminieren, haben 
manche Verwaltungssysteme explizit politisch besetz-
te Verwaltungspositionen etabliert: Deutschland kennt 
das System politischer Beamt:innen (Derlien 2001), in 
den USA folgen auf  Parteiwechsel im Weißen Haus per-
sonelle Wechsel in tausenden administrativen Spitzen-
funktionen (Lewis 2010).

Politisierung erfolgt oft aber auch außerhalb solch 
formalisierter Kanäle. Für Deutschland weisen Veit und 
Scholz (2016) nach, dass parteipolitische Kompatibilität 
für die Karriereverläufe in der Ministerialverwaltung 
eine beschleunigende Wirkung hat. Auch in skandina-
vischen Verwaltungssystemen ziehen politische Füh-
rungswechsel verstärkt Neubesetzungen hoher admi-
nistrativer Positionen nach sich (Christensen et al. 2014; 
Dahlström/Holmgren 2019).

In Österreich haben solche nicht-formalisierte For-
men der Politisierung lange Tradition. Seit seiner Er-
richtung ab dem 18. Jahrhundert wird der moderne 
österreichische Verwaltungsstaat vom Phänomen der 
Politisierung begleitet (Heindl 2013a; 2013b). Politisie-
rung und Parteienpatronage sind in der Zweiten Repu-
blik bis ins 21. Jahrhundert langfristige Konstanten im 
öffentlichen Sektor, die theoretisch und empirisch auch 
schon mehrfach bearbeitet wurden (Müller 1990; Treib 
2012; Ennser-Jedenastik 2014b; 2014a; Meyer, Hölle-
rer/Leixnering 2018; Korom 2012; 2014). Im Anschluss 
an diese Literatur widmet sich der vorliegende Beitrag 
einem noch wenig erforschten Phänomen (für erste Evi-
denz, siehe Liegl/Müller 1999, 112), das erst in jüngerer 
Vergangenheit stärker in den Fokus der öffentlichen De-
batte gerückt ist, nämlich der Besetzung von Sektions-
leitungen in den Bundesministerien mit Personen, die 

zuvor in Ministerkabinetten1 – den persönlichen Stäben 
der Minister:innen – tätig gewesen sind (Jabloner 2023; 
Gratz 2011; Kneucker 2020).2

Im Theorieteil werden drei mögliche Erklärungs-
ansätze für die Besetzung von Sektionsleitungen mit 
ehemaligem Kabinettspersonal formuliert: (1) die Not-
wendigkeit politischer Expertise für Positionen der 
Spitzenverwaltung sowie das Streben, Personen mit (2) 
übereinstimmender Parteinähe oder (3) persönlichem 
Vertrauensverhältnis zum verantwortlichen Regierungs-
mitglied zu ernennen. Da die sich daraus ergebenden 
Hypothesen auf  die Prävalenz bestimmter Merkmale 
abstellen, nicht auf  den Zusammenhang zwischen Vari-
ablen, verbleibt die Auswertung auf  deskriptiver Ebene.

Die empirische Analyse untersucht die Kabinettser-
fahrung von 547 Sektionschef:innen zwischen 1970 und 
2023. Ein gutes Viertel davon verfügt zum Zeitpunkt der 
Besetzung über Erfahrung in Ministerkabinetten, wo-
bei dieser Anteil im Beobachtungsraum von rund 10 auf  
rund 40 Prozent ansteigt. Am weitesten verbreitet sind 
parteipolitisch passende Besetzungen im Bundeskanz-
leramt und im Außenministerium, wohingegen diese 
Praxis im Justiz- und Gesundheitsministerium kaum 
verbreitet ist. Während vor dem Jahr 2000 ein größerer 
Teil von Besetzungen mit Kabinettsmitarbeiter:innen 
von SPÖ-Minister:innen vorgenommen wurde, sind 
es seither ÖVP-Regierungsmitglieder, die diese Ent-
wicklung vorantreiben. Die empirische Analyse zeigt, 
dass parteipolitische Besetzungsmuster dominieren 
und somit politische Expertise und persönliche Bin-
dung als primäre Erklärungsfaktoren ausscheiden. 
Darüber hinaus gibt es einen hohen Grad der Ressort-
bindung: Kabinettsmitarbeiter:innen werden in den 
meisten Fällen innerhalb desselben Ministeriums zu 
Sektionsleiter:innen bestellt, wodurch zumindest fach-
liche Vertrautheit mit den Angelegenheiten des Ressorts 
gegeben ist.

2.	 Drei theoretische Erklärungsansätze für die 
Politisierung der Spitzenverwaltung

Die vergleichende politik- und verwaltungswissen-
schaftliche Literatur hat sich in jüngerer Zeit ver-
mehrt mit dem Phänomen der persönlichen Stäbe von 
Minister:innen (ministerial advisers) auseinandergesetzt 
(Shaw 2023; Hustedt et al. 2017; Ng 2020; Seibel 2016). 
Jüngere Forschungsarbeiten zeigen, dass die zunehmen-
de Bedeutung dieser persönlichen Mitarbeiter:innen 

1	 Der Begriff Kabinett wird in diesem Beitrag synonym mit Minister-
büro verwendet.

2	 Unter anderem wurde die Drehtüre zwischen Kabinetten und Ver-
waltung von der Initiative Bessere Verwaltung und dem Antikor-
ruptionsvolksbegehren thematisiert. Zudem sind Übernahmen von 
Kabinettsmitarbeiter:innen in Verwaltungspositionen regelmäßig 
Thema parlamentarischer Anfragen.
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die Politisierung der Verwaltung vorantreiben kann 
(Öhberg et al. 2017; De Visscher/Salomonsen 2013).

Die folgenden Abschnitte skizzieren drei mögliche 
Erklärungen für die Politisierung von Führungspo-
sitionen in der Verwaltung durch die Ernennung von 
Mitarbeiter:innen aus Ministerkabinetten. Der erste 
Erklärungsansatz argumentiert, dass die persönlichen 
Stäbe von Minister:innen über signifikante politische 
Expertise verfügen, die parteiübergreifend für Füh-
rungsfunktionen in der Verwaltung geschätzt wird. Der 
zweite Erklärungsansatz nimmt eine parteipolitische 
Perspektive ein: Personen mit Kabinettserfahrung wer-
den gemäß der Übereinstimmung mit der Parteizuge-
hörigkeit der zuständigen Minister:innen ernannt. Der 
dritte Ansatz argumentiert, dass die persönliche Bin-
dung an bestimmte Minister:innen – im Gegensatz zur 
Bindung an eine Partei – die Erklärung für politisierte 
Ernennungen ist.

2.1 	 Politische Expertise

Viele administrative Prozesse und Entscheidungen, 
besonders in der höheren Verwaltung, sind inhärent 
politisch. Sie erfordern nicht nur technisch-organisato-
risches und fachspezifisches Wissen, sondern auch poli-
tische Expertise (Panizza et al. 2019, 150). Die Tätigkeit in 
Ministerkabinetten schließt zumindest potenziell viele 
dieser Anforderungen mit ein: Erfahrung in der Interak-
tion mit der politischen Ebene, Interessenvertretungen, 
Medien und der allgemeinen Öffentlichkeit, Kenntnisse 
im Navigieren interministerieller Netzwerke, Verhand-
lungsgeschick und das Vermögen, die politische Durch-
setzbarkeit legislativer oder administrativer Vorhaben 
einschätzen zu können (Connaughton 2010, 354–355). 
In Großbritannien etwa verwenden die persönlichen 
Stäbe von Minister:innen (Special Advisers) einen guten 
Teil ihrer Zeit für Kommunikation und Politikgestal-
tung (LSE GV314 Group 2012, 721). In Norwegen stehen 
ebenso politische Tätigkeiten im Zentrum, unter ande-
rem themenspezifische Strategieberatung, Kontakte mit 
Parteien und Parlamentsfraktionen oder die Beratung in 
Medienangelegenheiten (Askim et al. 2017, 349). In Ös-
terreich kommt Kabinetten zudem eine wesentliche Rol-
le bei der Koordination legistischer Materien zwischen 
den Koalitionsparteien zu (Ennser 2024).

Unabhängig von ihrer Loyalität zu bestimmten Par-
teien oder Politiker:innen bringen Personen mit Kabi-
nettserfahrung also wertvolle Kenntnisse im Navigieren 
an der Schnittstelle zwischen Politik und Verwaltung mit 
(Connaughton 2015). Dieses Erfahrungswissen schließt 
politische Expertise mit ein, die für Positionen in der hö-
heren Verwaltung eine äußerst nützliche Ressource dar-
stellt. Wenn in dieser politischen Expertise die primäre 
Motivation hinter der Ernennung von (ehemaligen) 
Kabinettsmitarbeiter:innen zu Sektionsleiter:innen 

liegt, dann sollten die Ernennungen unabhängig von 
parteipolitischen oder persönlichen Beziehungen der 
beteiligten Akteur:innen stattfinden. Ernennungen, 
die nicht solchen Mustern folgen, müssten demnach ein 
häufiges Phänomen darstellen. Umgekehrt bedeuten 
Besetzungen nach parteipolitischer oder persönlicher 
Logik aber nicht automatisch, dass politische Expertise 
in der Personalauswahl irrelevant wäre – sie wäre nur 
diesen anderen Kriterien untergeordnet.

Hypothese 1 (politische Expertise): Mitglieder von Minister-
kabinetten werden unabhängig von ihren parteipolitischen 
oder persönlichen Bindungen zu Sektionsleiter:innen berufen.

2.2	  Parteibindung

Kabinettsmitarbeiter:innen müssen nicht zwingend 
Parteimitglieder sein, rekrutieren sich aber wohl 
großteils aus den jeweiligen Parteien und ihrem Umfeld 
bzw. aus der Partei nahestehenden Angehörigen der 
Verwaltung (Müller 2007, 47).3 Die Identifikation mit 
der politischen Agenda des betreffenden Regierungs-
mitglieds wird jedenfalls erwartet.

Parteienpatronage folgt in aller Regel Belohnungs- 
oder Steuerungsmotiven (Kopeckỳ et al. 2012). Wäh-
rend erstere auch für hohe Verwaltungspositionen 
nicht ausgeschlossen sind, stehen für die Partei und 
ihre Regierungsmitglieder sicherlich Steuerungsaspek-
te im Vordergrund (Treib 2012, 45). Wie Delegations-
theorien nahelegen, sind Politiker:innen (als principals) 
bei der Implementierung ihres politischen Programms 
von der Loyalität und Kooperation der Verwaltung (als 
agent) abhängig (Huber 2000). Dabei agiert die Ver-
waltung als letztes Glied einer Delegationskette, die 
von den Wähler:innen über Abgeordnete, Regierungen 
und Minister:innen in die bürokratischen Strukturen 
reicht (Strøm 2000), wobei politische Parteien an allen 
Schnittstellen dieser Kaskade effektive Delegation si-
cherstellen (Müller 2000). In der politischen Praxis zeigt 
sich dementsprechend etwa, dass die legistische Arbeit 
wesentlich vom Vertrauensverhältnis zwischen politi-
scher Führung und Bediensteten abhängig ist (Biegel-
bauer/Grießler 2009, 68).

Ein gemeinsames Naheverhältnis zu einer Partei 
kann gemäß dem Verbündetenprinzip (ally principle) 
dazu beitragen, Delegationslücken zwischen politischer 
und administrativer Ebene zu schließen (Bendor et al. 
2001; Huber/Shipan 2006). Das geschieht zum einen, 
weil Personen mit demselben parteipolitischen Hinter-
grund weltanschauliche Gemeinsamkeiten haben, und 

3	 Das ist auch an den weiteren Karriereverläufen ersichtlich: Rund die 
Hälfte der Mitglieder der (zum Zeitpunkt des Verfassens amtieren-
den) Bundesregierung Nehammer hat selbst Erfahrung in Kabinet-
ten bzw. politischen Büros auf  Bundes- oder Landesebene gesam-
melt.
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so die Gefahr gemindert wird, dass Bürokrat:innen in 
ihrer Tätigkeit die politischen Ziele ihrer Vorgesetzten 
unterlaufen. Zum anderen kann Verbundenheit mit ei-
ner Partei auch über ideologische Übereinstimmung hi-
naus Loyalität gegenüber der politischen Führung eines 
Ministeriums erzeugen.

Wenn Parteibindung eine zentrale Rolle bei der Po-
litisierung der Spitzenverwaltung durch Personen mit 
Kabinettshintergrund spielt, dann ist empirisch zu er-
warten, dass ehemalige Kabinettsmitarbeiter:innen vor 
allem von Minister:innen jener Partei ernannt werden, 
für deren Regierungsmitglieder sie schon zuvor tätig 
waren – unabhängig davon, ob es sich dabei um dieselbe 
Person handelt oder nicht.

Hypothese 2 (Parteibindung): Mitglieder von Ministerkabi-
netten werden vor allem von Minister:innen jener Partei zu 
Sektionsleiter:innen ernannt, für deren Minister:innen sie 
zuvor in Kabinettsfunktion tätig waren.

2.3	  Persönliche Bindung

So wie Parteibindungen helfen können, Delegations-
probleme zwischen Minister:in und öffentlichem Dienst 
zu lösen (Müller 2000; Huber 2000), so können auch 
persönliche Vertrauensverhältnisse dazu beitragen, die 
Übergänge an der Schnittstelle zwischen Politik und Ver-
waltung reibungsfreier zu gestalten. Die Kenntnis han-
delnder Personen kann dabei helfen, Arbeitsweisen und 
Präferenzen des Gegenübers besser einzuschätzen und 
reduziert so Transaktionskosten und Unsicherheit. Per-
sönliche Beziehungen können dabei an die Stelle von Par-
teibindungen treten oder diese ergänzen (Treib 2012, 45).

Die Bedeutung persönlicher Beziehungen ist auch in 
der ministeriellen Autonomie über die Besetzung von 
Leitungsfunktionen in den Bundesministerien grundge-
legt. Zwar gibt es Begutachtungskommissionen (gemäß 
§ 7 Ausschreibungsgesetz 1989 bestehend aus vier Mit-
gliedern, wovon zwei der/die Minister:in ernennt), die 
Bewerbungen sichten und gemäß der Ausschreibungs-
kriterien bewerten, doch liegt die Letztentscheidung 
über die Besetzung bei den Minister:innen selbst.

Diese personelle Autonomie ist Ausdruck eines star-
ken Ressortprinzips (Welan 2000, 3), mit dem auch 
empirisch eine hohe ministerielle Autonomie einher-
geht (Müller 1994b). Die hohe Eigenständigkeit der 
Minister:innen in Personalangelegenheiten erlaubt es 
ihnen, Besetzungen nicht nur nach parteipolitischen 
Gesichtspunkten, sondern auch nach persönlichen 
Präferenzen auszugestalten. Unter dieser Prämisse ist 
empirisch zu erwarten, dass die Ernennung von ehe-
maligen Kabinettsmitarbeiter:innen vor allem durch 
die betreffenden Minister:innen selbst geschieht – also 
die Minister:innen Sektionsleitungen mit Personen aus  
ihren (früheren) Stäben besetzen.

Hypothese 3 (persönliche Bindung): Mitglieder von Minis-
terkabinetten werden vor allem von jenen Minister:innen zu 
Sektionsleiter:innen ernannt, für die sie zuvor in Kabinetts-
funktion tätig waren.

3.	 Die Politisierung des Staatsapparates in  
Österreich

Die Politisierung der österreichischen Bürokratie ist 
kein junges Phänomen. Die Errichtung einer moder-
nen Verwaltung ab dem 18. Jahrhundert machte die 
Rekrutierung tausender Beamter auf  allen Ebenen 
des Staatsapparates notwendig (Heindl 2013a) und bot 
Machthaber:innen reichlich Gelegenheit, um Beset-
zungen nach persönlichen, sozialen, ethnischen oder 
politischen Gesichtspunkten vorzunehmen. Der Auf-
stieg des Parlamentarismus und der politischen Partei-
en nach 1867 gab der Patronage in der habsburgischen 
Verwaltung eine dezidiert parteipolitische Note (Heindl 
2013b, 99–120). Umgekehrt war die höhere Verwaltung 
ein wichtiger Rekrutierungspool für politische Ämter. 
Knapp die Hälfte aller Minister, die Kaiser Franz Joseph 
ernannte, kamen aus dem Beamtenapparat (Liegl/Mül-
ler 1999, 90), viele kehrten nach ihrer politischen Tätig-
keit auch wieder dorthin zurück.

Die parteipolitische Besetzung von Positionen im 
öffentlichen Sektor erfuhr in der Zweiten Republik eine 
neue Dynamik – wobei sich die Forschung stärker auf  
den privatwirtschaftlich verfassten Teil konzentriert. 
In den ersten Nachkriegsjahren wurden weite Teile der 
Industrie, der Rohstoffgewinnung und des Bankwesens 
verstaatlicht (Stiefel 2011, 31–42). Neben ideologischen 
(v.a. bei der SPÖ) und Wiederaufbau-Motiven konnte so 
Unternehmenskapital, das gemäß Potsdamer Vertrag 
als Deutsches Eigentum reparationspflichtig gewesen 
wäre, vor dem Zugriff der Alliierten geschützt werden 
(Müller 1988, 101–102). Die verstaatlichte Industrie war 
in den Nachkriegsjahrzehnten nicht nur für rund ein 
Viertel der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfungs- 
und Exportleistung verantwortlich, sondern umfasste 
rund ein Fünftel aller Beschäftigten (Weber 2011, 131). 
Somit bot sie den politischen Parteien (vor allem ÖVP 
und SPÖ) umfassende Ressourcen, die zum Zweck der 
Patronage eingesetzt werden konnten (Fehr/Van der 
Bellen 1982). Solche materiellen Motive trugen dazu bei, 
dass SPÖ und ÖVP bis in die 1980er-Jahre rund ein Vier-
tel der Wahlberechtigten als Parteimitglieder organisie-
ren konnten (Müller 1994a, 64).

Während die großflächige Versorgungspatronage 
der ersten Nachkriegsjahrzehnte mittlerweile der Ver-
gangenheit angehört, ist die parteipolitische Patronage 
zu Steuerungszwecken in bundeseigenen Kapitalge-
sellschaften bis heute ungebrochen (Ennser-Jedenastik 
2013). Aber auch in den Bereichen der Hoheitsverwal-
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tung lässt sich ein beträchtliches Ausmaß an Parteien-
einfluss bei der Besetzung von Spitzenfunktionen fest-
stellen (Treib 2012; Bach et al. 2020, 14).

Die Politisierung der Ministerialverwaltung durch 
die Besetzung von führenden Positionen der Verwal-
tung mit ehemaligen Kabinettsmitarbeiter:innen ist bis 
dato nicht eingehend empirisch untersucht worden. Al-
lerdings haben Beobachter:innen aus Wissenschaft und 
politisch-administrativer Praxis wiederholt dieses Phä-
nomen problematisiert (Jabloner 2023, 215–17; Kneu-
cker 2020, 258–75).

4.	 Datenmaterial und empirische Vorgangsweise

Das Bundesministeriengesetz 1986 sieht eine Ge-
schäftseinteilung der Ministerien in Sektionen, (optio-
nal) Gruppen, Abteilungen und (optional) Referate vor. 
Sektionsleiter:innen stehen somit den obersten orga-
nisatorischen Einheiten der Ministerialverwaltung vor 
und sind daher in aller Regel die ranghöchsten Bediens-
teten in einem Bundesministerium. In manchen Minis-
terien ist den Sektionsleitungen ein:e Generalsekretär:in 
vorgesetzt – eine Funktion, die etwa im Außenministe-
rium längere Tradition hat und ab 2018 neu belebt, in 
Politik und Wissenschaft aber zuweilen kritisch auf-
genommen wurde (Bußjäger 2019; Wiederin 2019). Die 
Analyse umfasst alle Personen in der Funktion einer Sek-
tionsleitung, nicht unbedingt alle Personen mit dieser 
Bezeichnung. Der empirische Fokus auf  Sektionsleitun-
gen ist ihrer besonderen Bedeutung an der Schnittstelle 
zwischen Politik und Verwaltung geschuldet, jedoch ist 
es gut vorstellbar, dass die hier beobachteten Muster 
auch für andere Funktionen (z.B. Gruppen- oder Abtei-
lungsleitungen) zutreffen.

Die Rolle der Sektionsleitungen hat in Österreich 
unter anderem durch ihre literarische Verarbeitung4 
Bekanntheit erlangt (Zelger 2009). Sektionsleiter:innen 
sind in der Praxis einflussreiche Akteur:innen in der Ge-
staltung und Umsetzung von Politik (Liegl/Müller 1999, 
113), etwa weil die Ministerialverwaltung in der Entste-
hung von Gesetzesentwürfen eine tragende Rolle spielt 
(Biegelbauer/Grießler 2009) – vor allem, aber nicht nur, 
bei der Erstellung von Regierungsvorlagen. Auch im 
westeuropäischen Vergleich sind die Einflussmöglich-
keiten der österreichischen Bürokratie auf  die Politikge-
staltung stark ausgeprägt (Schnapp 2001, 24; Schnapp 
2004, 322).

Wie kommen Sektionsleiter:innen in ihre Funktion? 
Die Regelungen dazu finden sich im Ausschreibungsge-
setz 1989. Frei gewordene oder neu geschaffene Positi-
onen als Sektionschefs (SC) müssen im Amtsblatt der 

4	 Etwa der Sektionschef  Hans Tuzzi in Robert Musils Der Mann ohne 
Eigenschaften oder der Sektionschef  Leonidas Tachezy aus Franz 
Werfels Eine blaßblaue Frauenschrift.

Republik (mittlerweile im digitalen Amtsblatt auf  www.
evi.gv.at) ausgeschrieben werden. Die Bewerbungsfrist 
beträgt mindestens einen Monat. Für jede Besetzung 
wird eine Begutachtungskommission aus vier Mitglie-
dern eingesetzt. Zwei Mitglieder werden durch den/die 
Minister:in besetzt (darunter die Leitung der Kommis-
sion), ein weiteres vom Zentralausschuss der jeweiligen 
Zentralstelle (d.h. von der Personalvertretung) sowie 
eines von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD). 
Bei Stimmengleichheit entscheidet der bzw. die Vor-
sitzende. Die Begutachtungskommissionen erstatten 
ein Gutachten, in dem die Eignung der Bewerber:innen 
bewertet wird. Auf  Basis dieses Gutachtens schlägt der 
Minister bzw. die Ministerin dem Bundespräsidenten 
eine Person zur Ernennung vor. Seit 1995 erfolgen Be-
setzungen befristet auf  fünf  Jahre, Wiederbestellungen 
sind möglich.5

Wiewohl die formelle Letztentscheidung also beim 
Staatsoberhaupt liegt, ist der Bestellungsprozess an-
sonsten zur Gänze durch die verantwortlichen Regie-
rungsmitglieder steuerbar, da die beiden von ihnen 
nominierten Kommissionsmitglieder durch das Diri-
mierungsrecht der/des Vorsitzenden auch gegen den 
Willen der anderen Mitglieder Beschlüsse herbeiführen 
können. Damit ist zumindest rein prozedural ein be-
trächtliches Potenzial für das Einfließen politischer Kri-
terien in den Bestellungsprozess gegeben.

Die Daten für die folgende Analyse entstammen 
den jährlichen Ausgaben des Österreichischen Amts-
kalenders. Darin sind die Organisationsstruktur und 
die Bediensteten in der Zentralverwaltung der Bun-
desministerien zu einem bestimmten Stichtag erfasst, 
einschließlich der Ministerkabinette und der Sektions-
leitungen. Für alle diese Personen wurden Name, Ge-
schlecht, akademische Grade, Amtstitel und organisa-
torische Zugehörigkeit in einem Datensatz erfasst. Für 
alle Sektionsleiter:innen wurde dann abgeglichen, ob sie 
vor ihrer ersten Ernennung zur Sektionsleitung in einem 
Ministerkabinett tätig waren – und wenn ja, für welche 
Minister:innen und in welchen Ministerien.

Die Auswertung der Daten beschränkt sich auf  die 
Jahre 1970 bis 2023, wobei alle Personen inkludiert wer-
den, die 1970 schon in der Funktion als SC tätig waren 
– auch wenn ihre Ernennung zu einem früheren Zeit-
punkt erfolgte. Zwar gab es Ministerkabinette vereinzelt 
schon in den frühen Jahren der Zweiten Republik (etwa 
im Außenministerium), jedoch erlangt diese Einrich-
tung erst später eine empirische Größenordnung, die 
sie als relevant für die Besetzung von Sektionsleitungen 
erscheinen lässt (Liegl/Müller 1999).6

5	 Änderung des § 141 Beamten-Dienstrechtsgesetz (BDG) durch das 
Besoldungsreform-Gesetz 1994, siehe BGBl. Nr. 550/1994.

6	 Der Amtskalender von 1950 enthält etwa nur 23 im weitesten Sinn 
als persönliche Mitarbeiter:innen der Bundesminister zählbare 
Personen, von denen nur neun außerhalb der Sektionsstruktur auf-
gelistet sind.
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5.	 Analyse: Kabinettserfahrung bei  
Sektionsleitungen (1970–2023)

Um die oben formulierten Hypothesen zu überprüfen, 
ist es notwendig, für jede Sektionsleitung die Parteizu-
gehörigkeit des ressortverantwortlichen Regierungs-
mitglieds zum Zeitpunkt der Besetzung festzustellen. 
Der Zeitpunkt des ersten Aufscheinens einer Person als 
Sektionsleitung im Amtskalender wird dazu mit den zu 
der Zeit amtierenden Minister:innen abgeglichen. Falls 
es im Zeitraum zwischen zwei Amtskalender-Stichta-
gen Wechsel an der Ressortspitze gegeben hat, wurde 
händisch überprüft, welche Person die SC-Besetzung 
tatsächlich durchgeführt hat.

Tabelle 1 zeigt, wie viele SCs bei Ernennung über Ka-
binettserfahrung unterschiedlicher Art verfügen. Wie 
oben schon erwähnt, hat ein gutes Viertel aller 547 SCs 
(27%) einen Background als Kabinettsmitarbeiter:in. 
Nicht viel weniger, nämlich 22%, waren in Kabinetten für 
Minister:innen tätig, die derselben Partei angehörten wie 
das für die Besetzung zuständige Regierungsmitglied. 
Nur sieben Prozent allerdings wurden von derselben 
Person ernannt, für die sie auch im Kabinett tätig waren. 
Noch kleiner ist die Gruppe an Sektionsleiter:innen 
(6%), die in Kabinetten von Minister:innen gearbeitet 
haben, die einer anderen als der Partei des ernennen-
den Regierungsmitglieds angehörten (also zum Beispiel 
Mitarbeit im Kabinett einer SPÖ-Ministerin und Beset-
zung als Sektionsleitung durch einen ÖVP-Minister).

Diese Auswertung stützt eindeutig Hypothese 2, 
dass Parteibindung ein zentraler Erklärungsfaktor für das 
Politisierungsmuster in Positionen der ministeriellen 
Spitzenverwaltung ist. Beim Großteil der SCs mit Ka-
binettserfahrung stimmen die Kabinettspartei und die 
ernennende Partei überein (121 von 146, also 83%). Nur 
in einer Minderheit der Fälle divergieren sie. Persönliche 
Bindung – die in der hier gewählten Operationalisierung 
Parteibindung logisch voraussetzt – ist hingegen nur 
bei einem knappen Drittel (38 von 121) der Personen mit 
Parteibindung gegeben. Das ist umso überraschender, 
als ein Großteil der SCs mit kabinettsrelevanter Erfah-
rung (107 von 146, also 73%) diese (zumindest teilwei-
se) im selben Ressort gesammelt haben. Während also 

In Summe liegen Informationen zu 5477 SCs vor, von 
denen 68 (12%) weiblich sind. Der Frauenanteil nimmt 
im Beobachtungszeitraum stark zu: von rund einem 
Prozent in den 1970ern auf  über ein Drittel in den frü-
hen 2020ern. Mehr als zwei Drittel (68%) der SCs im Da-
tensatz verfügen über ein Doktorat, wobei dieser Anteil 
im Zeitverlauf  stark abnimmt: von über 80% Anfang der 
1970er auf  rund ein Drittel ab 2020.8 Ähnliche Muster 
wurden auch für Spitzenbeamt:innen in Deutschland 
erhoben (Veit 2024, 81; 118).

Von den 547 SCs verfügen 146 (27%) über vorherge-
hende Kabinettserfahrung, wobei dieser Anteil stark 
steigt: von rund 10% Anfang der 1970er auf  über 40% 
ab 2020. Im Beobachtungszeitraum haben 86 SCs (16%) 
Erfahrung in einem Kabinett eines ÖVP-Regierungsmit-
glieds, 63 (12%) in einem SPÖ-Kabinett, 12 (2%) in einem 
FPÖ-Ministerbüro und vier (1%) in einem Kabinett eines 
parteilosen Regierungsmitglieds.9

Bevor die Analyse erfolgt, muss eine wesentliche 
Einschränkung dieser Arbeit festgehalten werden – 
nämlich, dass sich die Politisierung der österreichischen 
Spitzenverwaltung beileibe nicht in der Ernennung von 
Kabinettsmitarbeiter:innen erschöpft. Parteipolitische 
Besetzungen von Sektionsleitungen gab und gibt es über 
die gesamte Dauer der Zweiten Republik (und davor, sie-
he Enderle-Burcel/Follner 1997). Die Analyse umfasst 
demnach nicht die gesamte Politisierung der Spitzenver-
waltung, sondern nur jenen Teil, der durch die Ernen-
nung von Kabinettsmitarbeiter:innen erfolgt.

7	 Sieben SCs üben gleichzeitig SC-Funktionen in zwei Minister-
ien oder zwei Sektionen eines Ministeriums aus. Diese Personen 
wurden für die personenbezogenen Auswertungen aber nur einmal 
gezählt.

8	 Dieser Trend spiegelt auch veränderte Studienordnungen in den 
Studien der Rechtswissenschaften wider.

9	 Die Anteile für die einzelnen Parteien sind in Summe geringfügig 
höher als der Anteil von SCs mit Kabinettserfahrung insgesamt, 
weil eine kleine Gruppe an SCs Kabinettserfahrung unter Minis-
ter:innen unterschiedlicher Parteizugehörigkeit (inkl. der Partei-
losen) hat.

N Anteil (an allen SCs, N=547) Anteil (an SCs mit 
Kabinettserfahrung, N=146)

Jegliche Kabinettserfahrung 146 27% –

Bei Partei des ernennenden Regierungsmitglieds 121 22% 83%

Bei ernennendem Regierungsmitglied selbst 38 7% 26%

Bei anderer Partei 31 6% 21%

Im selben Ressort 107 20% 73%

Tabelle 1: Kabinettserfahrung von Sektionsleiter:innen (1970–2023)
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persönliche Bindung ein untergeordnetes Muster ist, 
ist Ressortbindung der empirische Regelfall. Das spricht 
dafür, dass fachliche Vertrautheit mit den Agenden des 
jeweiligen Ministeriums ein – zumindest ergänzendes – 
Kriterium bei der Besetzung von Sektionsleitungen mit 
Kabinettspersonal ist. Diese Form von Expertise ist al-
lerdings nur sehr bedingt mit der allgemeinen (d.h. nicht 
fachspezifischen) politischen Expertise gleichzusetzen, 
die im Theorieteil als mögliche Motivation formuliert 
wurde. Eine solche allgemeine politische Expertise ist 
nicht per se ressortgebunden und somit kann die starke 
Ressortbindung unter den Sektionsleitungen mit Kabi-
nettserfahrung nicht als Evidenz für diese theoretische 
Erwartung gelten.

Wenn also Sektionsleitungen mit ehemaligen 
Kabinettsmitarbeiter:innen besetzt werden, so sind die-
se im Regelfall für Minister:innen der Partei tätig gewe-
sen, der auch der/die ernennende Minister:in angehört 
(und auch im selben Ressort wie die Sektionsleitung). 
Meist waren sie aber nicht für die ernennende Person 
direkt tätig. Das deutet darauf  hin, dass Kabinettsver-
gangenheit als ein Marker zur Identifikation von Partei-
zugehörigkeit oder Parteiloyalität verstanden wird, der 
unabhängig von persönlicher Beziehung oder Bekannt-
schaft – zumindest, soweit sie sich aus der Tätigkeit in 
Kabinetten ergibt – zum Tragen kommen kann.

Abbildung 1 zeigt, wie sich die Anteile an Sektionslei-
tungen mit Kabinettserfahrung im Zeitverlauf  entwi-
ckeln. Zu jedem Zeitpunkt sind zwischen 64 und 80 SCs 
aktiv – die Prozentwerte sind als Anteile an dieser Zahl 
zu lesen. Der auffälligste Trend ist der deutliche Anstieg 
von Personen mit Kabinettserfahrung – die meisten da-
von aus Kabinetten von Minister:innen der ernennen-
den Partei. Diese enge Korrespondenz ändert sich auch 
über den Beobachtungszeitraum nur marginal – erst mit 
der Bundesregierung Bierlein (2019) tritt automatisch 
eine gewisse Entkoppelung ein, weil die Besetzungen in 
diesem Zeitraum allesamt von nicht-parteigebundenen 
Minister:innen vorgenommen wurden und damit per 
Definition keine parteipolitische Übereinstimmung vor-
liegen kann. Dieser Rückgang entsteht also nicht durch 
eine Entpolitisierung der Ernannten, sondern durch 
eine Entpolitisierung der Ernennenden. Dennoch gilt: 
Wenn Sektionsleiter:innen Kabinettserfahrung mit-
bringen, ist sie in aller Regel parteipolitisch einschlägig.

Die persönliche Bindung (Ernennung durch den/die 
Kabinettsminister:in) nimmt in der ersten Hälfte des 
Beobachtungszeitraumes zu (parallel zur Entwicklung 
der Kategorie ernennende Partei), stagniert dann aber 
ab Mitte der 1990er-Jahre. In den frühen 1990ern wei-
sen rund die Hälfte der SCs mit parteipolitisch passen-
der Kabinettserfahrung auch eine persönliche Bindung 

Abbildung 1: Anteil an Sektionschef:innen mit verschiedenen Arten von Kabinettserfahrung im Zeitverlauf (auf Basis der 
aktiven SCs pro Jahr)
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auf  – d.h. sie waren in den Kabinetten der sie später er-
nennenden Minister:innen tätig. Nach 2010 sinkt dieser 
Anteil auf  rund ein Drittel.

SCs mit parteipolitisch konträrer – zum ernennen-
den Regierungsmitglied – Kabinettserfahrung sind ein 
seltenes Phänomen. Etwas höhere Anteile sind in den 
Jahren nach 2000 und (schwächer) nach 2017 zu ver-
zeichnen. Auf  die Regierungswechsel dieser Jahre (je-
weils von SPÖ–ÖVP zu ÖVP–FPÖ, 2020 dann zu ÖVP–
Grüne) folgen in etwas erhöhtem Ausmaß Bestellungen, 
die nicht rein parteipolitischer Logik folgen. Teilweise 
handelt es sich dabei aber um Personen, die in ver-
schiedenfarbigen Kabinetten Erfahrung gesammelt ha-
ben (und die daher ebenso in der Grafik unter „andere  
Partei“ enthalten sind).

Auch die Längsschnittsdarstellung in Abbildung 1  
bestätigt somit die Logik der Parteibindung als den pri-
mären Erklärungsfaktor. Persönliche Bindung und die 
allgemeine Nachfrage nach politischer Expertise sind 
empirisch deutlich weniger relevant.

Weitere Evidenz für die Parteibindungs-Hypothese 
ergibt sich, wenn man die parteipolitischen Muster un-
tersucht, die sich aus den Ernennungen von Personen 
mit Kabinettserfahrung ergeben. Abbildung 2 zeigt den 
Anteil an SCs mit Erfahrung in Kabinetten von ÖVP-, 
SPÖ- und FPÖ-Minister:innen im Zeitverlauf. Während 
in der Phase vor 2000 der Anstieg von SCs mit Kabinett-

serfahrung stärker auf  Personen aus SPÖ-Kabinetten 
zurückgeht, steigt der Anteil von SCs mit ÖVP-Kabi-
nettserfahrung erst nach dem Wiedereintritt der ÖVP in 
der Bundesregierung 1987 stark an – mit wenigen Aus-
reißern kontinuierlich bis 2023. Der Anteil von SCs aus 
roten Kabinetten nimmt nach dem Ausscheiden der SPÖ 
aus der Bundesregierung im Jahr 2000 deutlich ab, sta-
bilisiert sich mit ihrem Wiedereintritt ab 2007 und geht 
erst nach ihrem neuerlichen Gang in die Opposition wei-
ter zurück. Auch die (schwächeren) Anstiege der blauen 
Linie fallen zumeist in Perioden einer FPÖ-Regierungs-
beteiligung.10 Anhand dieser Muster wird deutlich, dass 
Parteibindung ein wesentlicher Erklärungsfaktor für die 
Besetzung von Sektionsleitungen ist.

Im Jahr 2023 sind somit rund 30% aller Sektions-
leitungen mit Personen mit ÖVP-Kabinettserfahrung 
besetzt, rund ein Zehntel entfällt auf  Personen mit SPÖ-
Kabinettserfahrung. Personen aus FPÖ-Ministerbüros 
tauchen nur vereinzelt und vor allem zu Zeiten von FPÖ-
Regierungsbeteiligungen in SC-Funktionen auf. Aus den 
Kabinetten grüner Minister:innen haben bis 2023 keine 
Personen ihren Weg in Sektionsleitungen gefunden.11

10	 Der Bruch zwischen FPÖ und BZÖ im April 2005 wurde hier aus 
Gründen der einfacheren Darstellung nicht abgebildet. Zudem be-
stand in der Bundesregierung trotz Parteispaltung hohe personelle 
Kontinuität.

11	 Eine frühere Kabinettsmitarbeiterin der Bundesministerin Leonore 
Gewessler wurde nach dem Beobachtungszeitrum – nämlich per 19. 

Abbildung 2: Anteil an Sektionschef:innen mit Kabinettserfahrung nach Parteizugehörigkeit des jeweiligen Regierungs-
mitgliedsaktiven SCs pro Jahr)

Lesebeispiel: Im Jahr 2000 verfügten rund 26% aller aktiven Sektionsleitungen über Erfahrung in einem Kabinett eines SPÖ-Regierungsmitglieds oder 
eines/r SPÖ-Staatssekretärs/in. Die Balken unten markieren farblich die Regierungszusammensetzung zum jeweiligen Zeitpunkt. Die Lücke repräsentiert 
die nicht-parteigebundene Bundesregierung Bierlein (Juni 2019 bis Jänner 2020).
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Nachdem die empirischen Muster bisher klar Parteibin-
dung als dominante Erklärung für Besetzungen von Sek-
tionsleitungen mit Kabinettspersonal stützen, werden 
in einem explorativen Schritt noch Unterschiede nach 
Ressorts untersucht. Diese Auswertung geht zwar über 
die Hypothesen hinaus, die im Theorieteil formuliert 
wurden, dennoch könnte dieser horizontale Vergleich 
wichtige Anhaltspunkte für weiterführende Hypothe-
senbildung zur Erklärung von Politisierungsmustern in 
der Spitzenverwaltung liefern.

Für die Darstellung werden parteipolitisch passende 
(d.h. Ernennung durch die Partei, für deren Minister:in 
die Person im Kabinett tätig war) und parteipolitisch 
konträre (d.h. Ernennungen von Personen, die für eine:n 
Minister:in einer anderen Partei im Kabinett tätig war) 
Besetzungen pro Ressortbereich12 ermittelt.

Abbildung 3 zeigt, dass die Präsenz von SCs mit Ka-
binettserfahrung im Bundeskanzleramt und im Außen-
ministerium am stärksten ausgeprägt ist, gefolgt von 
den Ressortbereichen Bildung, Inneres, Verkehr sowie 
Wirtschaft und Arbeit. Im Gegensatz dazu ist die Ernen-
nung von SCs mit parteipolitisch passender Kabinetts-

August 2024 – zur Leiterin der Sektion Mobilität im Bundesmin-
isterium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie bestellt.

12	 Die Bundesministerien wurden zur einfacheren Darstellung zu Res-
sortbereichen zusammengefasst. Zum Beispiel umfasst der Bere-
ich Landwirtschaft das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft, das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
Regionen und Wasserwirtschaft, das Bundesministerium für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, das Bunde-
sministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und das 
Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus.

erfahrung im Justiz-, Gesundheits-, Wissenschafts- und 
Sozialministerium eher selten.13

Ein Erklärungsfaktor könnten fachspezifisch höhe-
re Qualifikationsanforderungen sein: So wird für Sek-
tionsleitungen im Bundesministerium für Justiz in der 
Regel eine Richteramtsprüfung vorausgesetzt, wodurch 
der Personenkreis an möglichen Sektionsleiter:innen 
deutlich eingeschränkt wird. Dadurch werden Übertritte 
aus den politischen Kabinetten in die Sektionsleitungen 
erschwert. Allerdings trifft Ähnliches auf  das Außenmi-
nisterium zu, wo das Préalable (Aufnahmeverfahren für 
den auswärtigen Dienst) als Anforderung üblich ist und 
dennoch die Politisierung ein hohes Niveau erreicht. Das 
könnte aber auch Ausdruck der im Außenministerium 
üblichen Besetzung von Kabinetten mit Verwaltungs-
personal sein, das später vom Stab zurück in die Linie 
wechselt. Die hohen Anteile im Bundeskanzleramt und 
Außenministerium sprechen auch dafür, dass in poli-
tisch besonders sensiblen Bereichen die politische Er-
fahrung (bzw. parteipolitische Verortung) von SCs über-
durchschnittlich viel Gewicht hat.

Für die verbleibenden Unterschiede zwischen den 
Ressorts drängen sich ansonsten keine offensichtlichen 

13	 Durch die Zusammenfassung in Ressortbereiche sind bestimmte 
Ministerien nicht immer als eigene Kategorie ausgewiesen. Den in 
den wechselnden Bezeichnungen der Ministerien stabileren Bere-
ichen wurde dabei der Vorrang gegeben. Zum Beispiel umfasst der 
Ressortbereich Gesundheit nur Ministerien, die für Gesundheit, 
aber nicht gleichzeitig für Soziales zuständig waren (jene finden 
sich unter Soziales). Genauso firmieren unter Wissenschaft nur jene 
Ministerien, die für Wissenschaft, aber nicht gleichzeitig für Bil-
dung oder Verkehr zuständig waren (etc.).

Abbildung 3: Anteil an Sektionschef:innen mit parteipolitisch passender und konträrer Kabinettserfahrung nach  
Ressortbereich 

Anmerkung: N entspricht der Anzahl der SCs im Zeitraum 1970–2023. Nur Ressortbereiche mit N>10 im Beobachtungszeitraum inkludiert.
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Erklärungen auf. Weder die relative Bedeutung des jewei-
ligen Ressorts noch seine parteipolitische Führung oder 
die Häufigkeit von politischem Wechsel in der Führung 
scheinen stark mit dem Ausmaß an Politisierung durch 
die Ernennung ehemaliger Kabinettsmitarbeiter:innen 
zu korrelieren.

6.	 Diskussion und Schlussfolgerungen

Sektionsleiter:innen gehören zu den einflussreichsten 
Akteur:innen in der Bundesverwaltung, sowohl im Be-
reich der Politikgestaltung als auch in der Vollziehung 
bestehenden Rechts. Als (oft) ranghöchste Führungs-
kräfte der Ministerialverwaltung üben sie nicht nur 
Einfluss über die ihnen unterstellten Sektionen aus, 
sondern bilden auch die Schnittstelle zur politischen 
Ebene. Der vorliegende Beitrag zeigt zum ersten Mal 
das Ausmaß und die Ausformung der Politisierung von 
Sektionsleitungen durch die Besetzung mit ehemaligen 
Kabinettsmitarbeiter:innen – ein Phänomen, das schon 
bisher auf  öffentliche Kritik in Medien und Wissen-
schaft gestoßen ist (Jabloner 2023, 215–217), aber noch 
nicht umfassend empirisch untersucht wurde.

Die Untersuchung aller 547 Sektionsleiter:innen 
zwischen 1970 und 2023 zeigt, dass der Anteil von Per-
sonen mit Kabinettserfahrung von rund 10 auf  rund 
40 Prozent angestiegen ist. Besonders ausgeprägt sind 
derartige Ernennungen im Bundeskanzleramt und im 
Außenministerium, während die Ressorts Justiz und 
Gesundheit davon wenig betroffen sind. Im Beobach-
tungszeitraum gehen die meisten Ernennungen von Ka-
binettspersonal auf  SC-Stellen vor 2000 auf  das Konto 
der SPÖ, ab 2000 auf  jenes der ÖVP. Nur wenige Stellen 
wurden mit Personen aus FPÖ-Ministerbüros besetzt.

Die Besetzungsmuster zeigen eine deutliche Tendenz 
Richtung Parteibindung als vorrangiger Motivation. Bei 
121 von 146 Sektionsleiter:innen (83%) mit Kabinettser-
fahrung stimmte die Kabinettspartei mit jener des ernen-
nenden Regierungsmitglieds überein. Persönliche Bin-
dung (Kabinettsminister:in entspricht ernennendem/r 
Minister:in) war hingegen nur in 38 Fällen zu beobach-
ten. Die Dominanz parteipolitisch passender Bestellun-
gen spricht auch gegen die Hypothese, dass die politische 
Expertise von Kabinettsmitarbeiter:innen im Allgemei-
nen – also unabhängig von ihrer Parteinähe – eine zent-
rale Rolle spielt. Wenn, dann ist politische Expertise ein 
der Parteinähe untergeordnetes Kriterium.

Die vorliegende Arbeit zeigt also, dass die Politisie-
rung der Spitzenverwaltung in den Bundesministerien 
durch das Einfallstor Ministerkabinett deutlich zuge-
nommen hat. Mögliche Ursachen für diese Entwicklung 
können mit den hier aufbereiteten Daten nicht ergrün-
det werden – im Folgenden sollen aber einige plausible 
Hypothesen skizziert werden:

Zum einen hat sich die Größe der Kabinette massiv 
erhöht – ein Trend, den schon Liegl/Müller (1999, 102) 
für den Zeitraum 1970–95 dokumentiert haben. In den 
Jahren 1970 bis 2023 ist die Personalstärke der Minis-
terbüros vom mittleren zweistelligen Bereich auf  weit 
über 20014 angewachsen. In derselben Zeit hat sich die 
mittlere Amtsdauer von Minister:innen deutlich verrin-
gert und Regierungswechsel sind häufiger geworden. 
Alle diese Entwicklungen sorgen für größere Personal-
fluktuation in den Stäben der Regierungsmitglieder, 
wodurch eine wachsende Zahl an Personen häufiger auf  
der Suche nach neuen Karrierestationen ist. Somit steigt 
potenziell die Nachfrage vonseiten des Personals in den 
Kabinetten nach Übernahme in die Verwaltung.

Zum Zweiten könnte die 1994 beschlossene Befris-
tung von SC-Funktionen auf  fünf  Jahre ein Katalysator 
für die starke Zunahme von Kabinetts-Besetzungen ab 
den späten 1990ern und frühen 2000ern gewesen sein. 
Die Möglichkeit, Sektionsleitungen öfter neu zu beset-
zen, schafft zumindest der Theorie nach Gelegenheiten 
für mehr Politisierung.

Drittens kann ein begonnener Trend zur Politisie-
rung sich selbst verstärken. Eine solche „Spirale der Poli-
tisierung“ wurde wiederholt in der Literatur beschrieben 
(Derlien 2001; Meyer-Sahling 2008; Schwanke und Ebin-
ger 2006). Werden Positionen vermehrt nach parteipoli-
tischen Kriterien besetzt, dann haben Minister:innen, 
die neu in ein Ressort eintreten – vor allem, wenn sie ei-
ner anderen Partei als ihre Vorgänger:innen angehören 
– einen erhöhten Anreiz, leitende Verwaltungsfunktio-
nen mit Vertrauensleuten ihrer Partei zu besetzen. Die 
strategisch optimale Antwort auf  Politisierung ist dem-
nach noch mehr Politisierung.

Mögliche Gegenmaßnahmen wurden bereits von der 
Initiative Bessere Verwaltung skizziert, unter anderem eine 
zahlenmäßige Begrenzung von Mitarbeiter:innen in Ka-
binetten, klare Qualifikationserfordernisse, ein Code of  
Conduct, eine Cooling-off-Phase vor einer möglichen 
Übernahme in die Verwaltung, eine Reform der Fünfjah-
resbefristung von Sektionsleiter:innen, oder die Entsen-
dung externer Expert:innen in Personalkommissionen.15

Zumindest manche dieser Vorschläge finden sich im 
Regierungsprogramm 2025 wieder: So soll ein Verhal-
tenskodex für Kabinettsmitarbeiter:innen eingeführt 
werden, mehr Transparenz bei Postenbesetzungen in 
der Bundesverwaltung geschaffen werden und eine 
Stärkung unabhängiger Elemente in Personalkom-
missionen erfolgen. Ob diese Pläne zur Umsetzung  

14	 Per 21.10.2025 waren im Online-Verzeichnis der Bundesverwaltung 
(https://www.oesterreich.gv.at/de/ldap#/) 284 Personen in Kabinet-
ten von Regierungsmitgliedern und Staatssekretär:innen gelistet. 
Auf  Basis jener Kabinette, die Sekretariatspersonal gesondert aus-
weisen, wurde der Sekretariatsanteil insgesamt auf  knapp 50 Per-
sonen geschätzt. Daraus ergibt sich – ohne Sekretariatspersonal ge-
rechnet – eine Schätzung von über 230 Kabinettsmitarbeiter:innen

15	  Siehe https://bessereverwaltung.at/wp-content/uploads/2023/02/
IBV_Gesamtdokument.pdf, abgerufen am 14. März 2025.
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gelangen und, wenn ja, ob sie den hier dokumentierten 
Trend zur Politisierung von Spitzenfunktionen der Ver-
waltung dämpfen können, müssen zukünftige empiri-
sche Analysen zeigen.

Die hier vorgelegte Analyse zeigt zusätzlich auf, dass 
das Ausmaß an Politisierung stark zwischen Ressorts 
variiert, zumindest im Justizministerium dürfte das auf  
höhere Qualifikationsanforderungen zurückzuführen 
sein. Somit könnte es zielführend sein zu ergründen, ob 
sich Best-Practice-Rezepte aus den weniger politisierten 
Bundesministerien (etwa stärker standardisierte Vor-
gaben für Stellenausschreibungen) in jene mit höherer 
Anfälligkeit für SC-Besetzungen durch Kabinettsperso-
nal transferieren lassen.
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